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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Neben den Arbeiten an einer neuen Bundesverfassung sind in den letzten Jahren auch
Totalrevisionsbestrebungen in mehreren Kantonen zu verzeichnen. Es hat sich jedoch
gezeigt, dass ohne eine ausserordentliche Politisierung, wie sie der Jurakonflikt zu
erzeugen vermochte, solche Initiativen auf steinigen Boden fallen. So erlitt ein erstes
Reformwerk im Aargau, des zu Beginn des Jahrzehnts an die Hand genommen und 1978
nach mehr als fünfjähriger Tätigkeit eines Verfassungsrates abstimmungsreif geworden
war, eine empfindliche Niederlage, die auch auf die eidgenössischen
Revisionsbemühungen zurückwirkte. Die Aargauer Verfassungsvorlage enthielt neben
einem ausgebauten Grundrechtekatalog namentlich eine Klärung des
Gesetzgebungsprozesses, indem sie die gesetzgeberischen Kompetenzen des Kantons
abschliessend aufzählte und durch die Abschaffung der Parlamentsdekrete der
Umgehung des Volksentscheids einen Riegel schob. Dafür reduzierte sie das
obligatorische Gesetzes- und Finanzreferendum auf ein fakultatives. Obwohl die
meisten Parteien – mit Ausnahme von SVP und Nationaler Aktion – der Vorlage
zustimmten, scheiterte sie, wobei eine bedrückende Stimmabstinenz und das
Unbehagen über einen Abbau der Volksrechte zusammenwirkten. Mit hauchdünner
Mehrheit wurde dann Ende des Jahres immerhin die Fortführung der Verfassungsarbeit
gutgeheissen. Weitere Revisionsunternehmungen sind in Baselland, Solothurn und
Thurgau in Gang gekommen. Während man die Baselbieter ohne vorgängige Befragung
gleich einen Verfassungsrat wählen liess, sucht man in Solothurn nach einem Verfahren,
das durch einen früheren Einbezug der Stimmbürger der Gefahr eines
Scherbenhaufens vorbeugen soll. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.12.1979
PETER GILG

Neben den Arbeiten auf Bundesebene wurden auch die Bestrebungen zur Totalrevision
von Kantonsverfassungen fortgesetzt. In Solothurn erhielt mit dem Grundsatz einer
solchen Revision zugleich ein demokratisiertes Verfahren die Zustimmung der Bürger,
worauf — wie zwei Jahre zuvor in Baselland — ein Verfassungsrat gewählt wurde. Ein
Expertenentwurf liegt bereits seit 1978 vor. Neu gesellte sich Uri zu den
Revisionskantonen, ohne allerdings das Verfahren zu ändern; ordnungsgemäss
vereinigten sich Regierungs- und Landrat zu einem Verfassungsrat, der das Werk an die
Hand nahm. Im Thurgau unterbreitete die Regierung dem Parlament einen
Revisionsentwurf. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.12.1981
PETER GILG

Neue Kantonsverfassungen erhielten 1984 Baselland und Uri. Weitere Totalrevisionen
waren in den Kantonen Glarus, Solothurn, Tessin und Thurgau im Gang. Der
Geschäftsführer der Stiftung für eidgenössische Zusammenarbeit, M. Frenkel, stellte
ein Nachlassen des Revisionsinteresses fest und begründete es mit den beschränkten
Möglichkeiten und Auswirkungen konstitutioneller Gesamterneuerungen. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.11.1984
PETER GILG

In etlichen Kantonen wurden in den letzten Jahren die zumeist aus dem letzten
Jahrhundert stammenden Verfassungen einer Totalrevision unterworfen, wobei das
Unterfangen beim Stimmvolk oft nur auf geringes Interesse stiess. So ging dieses Jahr
im Kanton Thurgau nach einem flauen Abstimmungskampf nur ein fünftel der
Stimmberechtigten an die Urne, und die Zustimmung war bei einem Anteil von nur 50.1
Prozent äusserst knapp. Gegnerschaft war der Vorlage einerseits seitens der kleinen
Parteien erwachsen, die den Ersatz des obligatorischen Referendums durch das
fakultative trotz der geringen Schwelle von 2000 beizubringenden Unterschriften
ablehnten. Auf wenig Begeisterung stiess in zahlreichen Gemeinden auch die
vorgesehende Aufhebung des Gemeindedualismus. Der zuständige Regierungsrat
versprach denn auch nach der Abstimmung ein «sehr subtiles» Vorgehen bei der
Bildung der neuen politischen Gemeinden. Vorher muss das neue Grundgesetz aber
eine weitere Hürde nehmen, da ein von den kantonalen Instanzen abgelehnter Rekurs
gegen die Abstimmung noch vom Bundesgericht entschieden werden muss.

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1987
LUZIUS MEYER
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Im Kanton Glarus stimmte die Landsgemeinde einer neuen Verfassung zu, welche vor
allem eine Klärung von Grundrechten, Staatsaufgaben und Behördenstruktur bringt.
Ausserdem wurde das Alter von Mitgliedern der Regierung, des Ständerats und der
Gerichte auf 65 Jahre beschränkt. In den Kantonen Bern und Tessin wurden Entwürfe
für neue Staatsverfassungen in die Vernehmlassung geschickt, und im Kanton St. Gallen
überwies der Grosse Rat ein Postulat, das die Regierung auffordert, eine
Verfassungstotalrevision zu prüfen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.07.1988
LUZIUS MEYER

In der Reihe von Totalrevisionen der meist rund 100-jährigen Kantonsverfassungen
hatte der Kanton Thurgau dieses Jahr eine spezielle Hürde zu überwinden, mussten
doch die Stimmbürgerinnen und -bürger zum zweiten Mal über die gleiche Vorlage
abstimmen. Die im Vorjahr äusserst knapp positiv ausgefallene Abstimmung über die
neue Verfassung war mit einer Beschwerde angefochten worden. Nachdem die
kantonalen Instanzen diese abgewiesen hatten, wurde sie vom Bundesgericht jedoch als
berechtigt erklärt, worauf die Regierung eine erneute Zählung der Stimmzettel
anordnete. Diese waren indessen in sechs Gemeinden nicht aufbewahrt worden, so
dass die Abstimmung ein zweites Mal durchgeführt werden musste. Mit einer rund
doppelt so hohen Stimmbeteiligung und einem etwas deutlicheren Ergebnis wurde die
Vorlage erneut gutgeheissen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.12.1988
LUZIUS MEYER

Die eidgenössischen Räte haben auf Antrag des Bundesrates die 1988 totalrevidierten
Verfassungen der Kantone Glarus und Thurgau einstimmig gewährleistet. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Ständerat gewährleistete in der Frühjahrssession die Verfassungsänderungen der
Kantone Glarus, Solothurn, Appenzell Innerrhoden und Wallis. In letzterem Falle hatte
die zuständige Kommission zunächst erwogen, den Beschluss über die Volksrechte und
die öffentliche Gewalt, der in der Volksabstimmung vom 24. Oktober 1993 von 78% der
stimmberechtigten Walliser Bevölkerung angenommen worden war, nur unter Vorbehalt
gewährleisten zu lassen. Grund zur Skepsis sah die Kommission zum einen in dem
weiten Umfang der Teilrevision, welcher die Frage nach der Einheit der Materie
aufwerfe. Zum anderen ist bei einem der behandelten Verfassungsartikel die
grundsätzliche Revidierbarkeit nicht ausdrücklich gewährleistet. Da sich die
Eidgenössische Verwaltung vom Staatsrat des Kantons Wallis die in der Botschaft
festgehaltenen Zusagen hatte geben lassen, verzichtete die Kommission auf die
Einreichung eines Vorbehalts. Die Verfassungsänderungen wurden dergestalt vom
Plenum und in der Sommersession auch vom Nationalrat ohne Gegenstimme
angenommen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.11.1995
DIRK STROHMANN

In der Sommersession genehmigte der Ständerat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1996
DIRK STROHMANN

Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden
und Aargau und später auch noch diejenigen von Zürich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

Das nationale Parlament hiess Teilrevisionen der Verfassungen der Kantone Zürich,
Basel-Stadt, Basel-Land, Schaffhausen, Aargau, Thurgau, Wallis, Genf und Jura gut.
Dabei wurde, dies eine Seltenheit, im Fall der Genfer Verfassung auch materiell zu einer
Neuerung Stellung genommen: Der Aargauer Ständerat Reimann (svp) gab seinem
Erstaunen darüber Ausdruck, dass sich der Kanton Genf den Verfassungsauftrag
gegeben hat, mit seinen Staatsbetrieben auf dem liberalisierten
Telekommunikationsmarkt aktiv zu werden. In der Herbstsession wurden auch
Verfassungsteilrevisionen der Kantone Nidwalden, Basel-Land, Thurgau und Genf

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER
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sanktioniert. 10

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Nachdem kantonale Verfassungsänderungen aufgrund umstrittener angenommener
Initiativen in den Kantonen Tessin und Bern im Vorjahr noch zu einigen Debatten
geführt hatten, entsprach das jährlich wiederkehrende Geschäft in der
Frühjahrssession 2016 in beiden Kammern wieder dem Courant normal. Keine der
Änderungen in den Kantonsverfassungen von Luzern, Schwyz, Glarus, Solothurn, Basel-
Stadt oder Appenzell Innerrhoden gaben Anlass zu Beanstandungen. Beide Räte
gewährleisteten die neuen Verfassungen diskussionslos. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2016
MARC BÜHLMANN

Le Conseil fédéral a invité l’Assemblée fédérale à accorder la garantie des constitutions
révisées des cantons de Thurgovie, du Tessin, du Valais et de Genève. Les
modifications apportées aux constitutions cantonales concernent pour le canton de
Thurgovie, des principes de l'aménagement du territoire. Pour le Valais, il s'agit de
confirmer l'élection par le Grand Conseil des procureurs exerçant des fonctions
dirigeantes et l’institution d’un «Conseil de la magistrature»; pour Genève, les élections
au système majoritaire. Le cas tessinois a suscité un peu plus d'attention en raison de
l'acceptation de l'initiative populaire cantonale "Prima i nostri" visant à protéger la
main-d’œuvre locale et qui donne la préférence aux travailleurs domiciliés dans le
canton. Les nouvelles dispositions ne fixant que des buts et en raison de la faible marge
de manœuvre du Tessin pour l'application de l'initiative, le Conseil fédéral est en faveur
de l'octroi de la garantie constitutionnelle. Il juge les autres constitutions cantonales
conforme au droit fédéral. La CIP-CN a discuté du cas tessinois. Elle ne conteste pas
l'octroi de sa garantie et approuve les autres constitutions cantonales. La commission
de l'autre conseil partage cet avis. Les chambres ont suivi leur commission. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2017
DIANE PORCELLANA

Le Conseil fédéral invite le Parlement à octroyer la garantie fédérale aux constitutions
cantonales révisées des cantons de Glaris, de Thurgovie et de Genève. La nouvelle
constitution glaronaise exempte les parlements communaux de l’exclusion pour cause
de parenté, autorise les communes à prévoir une affectation de leur impôt communal
pour les constructions, ne permet plus au Grand conseil de demander la convocation
de l’Assemblée fédérale avec d’autres cantons et règle les droits politiques dans le
cadre de la Landsgemeinde. Le canton de Thurgovie a, quant à lui, inscrit le principe de
la transparence au niveau cantonal et des communes politiques et scolaires dans sa
constitution. La constitution genevoise remaniée qualifie l'aéroport international de
Genève comme établissement de droit public. Elle oblige le canton à rechercher un
équilibre entre les intérêts divergents découlant de l'exploitation de l'aéroport et à
prendre les mesures adéquates pour limiter les nuisances dues au trafic aérien.
L'aéroport est tenu de rapporter aux autorités la planification et la concrétisation de
ses objectifs. Le nouveau texte charge aussi l'Etat à prendre des mesures afin de
diminuer les risques liés à l’utilisation de produits phytosanitaires. Ce dernier doit
également encourager, par voie financière ou technique, le développement des
méthodes alternatives aux produits phytosanitaires. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2020
DIANE PORCELLANA

La CIP-CN s'est penchée sur le projet d'arrêté fédéral visant à accorder la garantie
fédérale aux constitutions cantonales révisées des cantons de Glaris, de Thurgovie et
de Genève. Après examen, elle propose au Conseil national de l'adopter. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.08.2020
DIANE PORCELLANA

Die beiden eidgenössischen Räte stimmten in der Herbstsession 2020 dem
Bundesbeschlussentwurf des Bundesrates betreffend die Gewährleistung der
Kantonsverfassungen der Kantone Glarus, Thurgau und Genf stillschweigend zu. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2020
ELIA HEER

1) NZZ, 99. 30.4.79; NZZ, 88. 17.4.79; BaZ, 100. 30.4.79: Bund, 101, 2.5.79; TA, 271. 21.11.79.; TA, 271, 21.11.79: NZZ, 278, 29.11.79.;
Vat., 280. 3.12.79
2) NZZ, 296, 21.12.81; LNN, 257, 5.11.81; Ldb, 77, 3.4.81; K. Eichenberger, « Von der Bedeutung und von den Hauptfunktionen
der Kantonsverfassung », in Recht als Prozess und Gefüge, S. 155 ff.
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3) AT, 12.11.84; CdT, 17.5.84
4) Glarus: NZZ, 7.4. und 2.5.88; TA, 30.4.88. Bern: Berner Presse vom 21.1., 4.3., 11.5., 13.5., 17.6. und 30.9.88. Tessin: CdT,
22.1., 4.2., 12.2., 28.3. und 30.6.88; Bund, 4.7.88. St. Gallen: SGT, 6.1., 9.1., 23.2. und 14.4.88
5) SGT, 17.3., 6.5., 13.5., 17.–19.5., 28.5., 3.6., 18.8., 23.9. und 5.12.88
6) Amt. Bull. NR, 1989, S.1947ff.; Amt. Bull. NR, 1989, S.1948; Amt. Bull. StR, 1989, S.680f.; Amt. Bull. StR, 1989, S.681f.; BBI, III,
1989, S.1722; BBI, III, 1989, S.1723; BBI, III, 1989, S.730ff.; BBI, III, 1989, S.873ff.
7) Amt. Bull. StR, 1995, S. 325f.; BBI, I, 1995, S. 969ff.; BBI, III, 1995, S.567f.
8) Amt. Bull. NR, 1996, S.1319ff.; Amt. Bull. NR, 1996, S.1320.; Amt. Bull. StR, 1996, S.287ff.; Amt. Bull. StR, 1996, S.290f.
9) Amt. Bull. NR, 1999, S.1043f.; Amt. Bull. NR, 1999, S.74f.; Amt. Bull. StR, 1999, S.417f.; Amt. Bull. StR, 1999, S.890f.; BBI, I,
2000, S.131f.; BBI, III, 1998, S.2514ff.; BBI, III, 1999, S.2586; BBI, VI, 1998, S.5397ff.; BBI, VI, 1999, S.5181f.
10) AB SR, 2000, S. 241 f.; AB NR, 2000, S. 663; AB SR, 2000, S. 498; AB NR, 2000, S. 1030; BBI, I, 2000, S.1107ff.; BBI, I, 2000,
S.3529ff.; BBI, I, 2000, S.3643f.; BBI, I, 2000, S.5158ff.
11) AB NR, 2016, S. 150f.; AB SR, 2016, S. 5
12) BO CE, 2017, p. 766ss; BO CN, 2017, p. 1909ss; Communiqué de presse CIP-CE; Communiqué de presse CIP-CN; FF, 2016,
p. 5481 ss
13) FF, 2020, p.4969s
14) Communiqué de presse de la CIP-CN du 13.8.20
15) AB NR, 2020, S. 1648; AB SR, 2020, S. 694; BBl, 2020, S. 5121 f.
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